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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 2 U 92/16 B 
 
L 2 U 104/10 (Sächsisches LSG) 
S 4 U 161/07 (SG Chemnitz) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse Brandenburg, 
Müllroser Chaussee 75, 15236 Frankfurt/Oder, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Juni 2016 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    

und   H e i n z     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision in dem Urteil des Sächsischen Landessozialgerichts vom 

14. März 2016 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt Dr. B.        , 

L.                  , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem oben be-

zeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. Ein Beteiligter, 

der nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung 

nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf Antrag Prozesskostenhilfe, 

wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 

Satz 1 SGG iVm § 114 Abs 1 Satz 1 ZPO). Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. Die geltend ge-

machten Zulassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG), der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) und des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG) sind entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG weder hinreichend dargelegt noch bezeichnet 

worden. Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Ent-

scheidung des LSG war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

1. Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine bundesrechtliche 

Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - allgemeine Bedeutung hat und aus Grün-

den der Rechtseinheit oder der Rechtsfortbildung einer Klärung durch das Revisionsgericht be-

dürftig und fähig ist. Mit der Beschwerdebegründung ist daher anhand des anwendbaren Rechts 

sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums an-

zugeben, welche rechtlichen Fragen sich zu einer bestimmten Vorschrift des Bundesrechts iS 

des § 162 SGG stellen. Sodann ist darzutun, weshalb deren Klärung erforderlich und im ange-

strebten Revisionsverfahren klärungsfähig ist (BSG vom 19.4.2012 - B 2 U 348/11 B -, juris 

RdNr 20 mit zahlreichen Nachweisen). Diesen Anforderungen, deren Verfassungsmäßigkeit das 

BVerfG bestätigt hat (vgl nur BVerfG vom 14.4.2010 - 1 BvR 2856/07 - SozR 4-1500 § 160a 

Nr 24 RdNr 5 f), genügt die Beschwerdebegründung nicht. Der Kläger hat schon nicht angege-

ben, welche Vorschrift(en) des Bundesrechts überhaupt betroffen sein soll(en). Es ist aber seine 

Aufgabe, diejenige Vorschrift des Bundesrechts genau zu bezeichnen, die nach seiner Ansicht 

zu klären ist (BSG vom 19.4.2012, aaO, RdNr 25). 

 

2. Der Zulassungsgrund der Divergenz setzt voraus, dass das angefochtene Urteil des LSG von 

einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

(GmSOGB) oder des BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung beruht. Eine solche Abwei-

chung ist nur dann hinreichend bezeichnet, wenn aufgezeigt wird, mit welcher genau bestimm-

ten entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage zum Bundesrecht die angegriffene Ent-

scheidung des LSG von welcher ebenfalls genau bezeichneten rechtlichen Aussage des BSG, 

des GmSOGB oder des BVerfG abweicht. Insoweit genügt es nicht darauf hinzuweisen, dass 

das LSG seiner Entscheidung nicht die höchstrichterliche Rechtsprechung zugrunde gelegt 

hätte. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung 

im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Divergenz. Sie liegt daher 

nicht schon dann vor, wenn das angefochtene Urteil nicht den Kriterien entsprechen sollte, die 
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das BSG, der GmSOGB oder das BVerfG entwickelt hat, sondern erst dann, wenn das LSG die-

sen Kriterien auch widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe bei seiner Entscheidung 

herangezogen hat (vgl BSG vom 12.5.2005 - B 3 P 13/04 B - SozR 4-1500 § 160 Nr 6 RdNr 5 

und vom 16.7.2004 - B 2 U 41/04 B - SozR 4-1500 § 160a Nr 4 RdNr 6, jeweils mwN). Mit der 

Beschwerde ist indes nicht dargelegt worden, dass das LSG die Rechtsprechung des BSG nicht 

nur nicht beachtet oder unzutreffend angewandt, sondern auch in Frage gestellt hätte. Der Klä-

ger weist vielmehr selbst darauf hin, dass das LSG die Rechtsprechung des BSG "missverstan-

den" habe. 

 

3. Im Übrigen ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrens-

mangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Insoweit ist 

darzulegen, dass ein Beweisantrag bis zuletzt aufrechterhalten oder gestellt worden ist, mit dem 

sowohl das Beweismittel als auch das Beweisthema angegeben und aufgezeigt wurde, über 

welche Tatsachen im Einzelnen Beweis erhoben werden sollte (vgl BSG vom 

19.11.2007 - B 5a/5 R 382/06 B - SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 6, vom 18.12.2000 - B 2 U 

336/00 B - SozR 3-1500 § 160 Nr 31 und vom 28.5.1997 - 9 BV 194/96 - SozR 3-1500 § 160 

Nr 20). Da sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus gedrängt fühlen 

muss, den beantragten Beweis zu erheben (BSG vom 12.12.2003 - B 13 RJ 179/03 B - SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 9), ist außerdem aufzuzeigen, inwiefern nach den dem LSG vorliegen-

den Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen 

Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind, damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachver-

halts zwingende Veranlassung bestanden hat und die so zu ermittelnden Tatsachen nach der 

Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind (BSG vom 19.6.2008 - B 2 U 76/08 B - 

mwN). Auch diesen Anforderungen hat der Kläger nicht Rechnung getragen. 

 

4. Auch die Rüge des Klägers, das LSG habe sein Vorbringen nicht berücksichtigt und damit 

den Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 101 GG, § 62 SGG) verletzt, ist nicht schlüssig darge-

tan. Er soll zwar ua sicherstellen, dass die Ausführungen der Beteiligten vom Gericht in seine 

Erwägungen miteinbezogen werden. Das Gericht muss jedoch nicht ausdrücklich jedes Vorbrin-

gen der Beteiligten bescheiden. Vielmehr verpflichtet das Gebot des rechtlichen Gehörs nur, de-

ren Darlegungen zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen. Es ist erst dann verletzt, 

wenn sich im Einzelfall aufgrund besonderer Umstände klar ergibt, dass das Gericht dieser 

Pflicht nicht nachgekommen ist (BVerfG vom 8.7.1997 - 1 BvR 1621/94 - BVerfGE 96, 205, 

216). Solche Umstände sind nicht aufgezeigt worden. Darüber hinaus übersieht der Kläger, dass 

das Prozessgericht grundsätzlich gerade nicht verpflichtet ist, die Beteiligten vor einer Entschei-

dung auf eine in Aussicht genommene Beweiswürdigung hinzuweisen oder die für die richterli-
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che Überzeugungsbildung möglicherweise leitenden Gesichtspunkte vorher mit den Beteiligten 

zu erörtern (BSG vom 21.6.2000 - B 5 RJ 24/00 B - SozR 3-1500 § 112 Nr 2 mwN). Selbst wenn 

die Rechtslage umstritten oder problematisch ist, muss ein Verfahrensbeteiligter grundsätzlich 

alle vertretbaren rechtlichen Gesichtspunkte von sich aus in Betracht ziehen und seinen Vortrag 

darauf einstellen (BVerfG vom 15.8.1996 - 2 BvR 2600/95 - NJW 1996, 3202 mwN). 

 

5. Soweit der Kläger eine Verletzung des § 411 Abs 3 ZPO iVm § 118 Abs 1 Satz 1 SGG wegen 

Versagung des Fragerechts rügt, ist diese ebenfalls nicht hinreichend dargetan. Das Übergehen 

des Antrags eines Beteiligten auf ergänzende Befragung eines Sachverständigen als Ausfluss 

des Anspruchs auf rechtliches Gehör ist dann ein wesentlicher Verfahrensmangel, wenn der Be-

teiligte alles getan hat, um eine Anhörung des Sachverständigen zu erreichen. Entscheidend ist, 

dass die nach seiner Ansicht erläuterungsbedürftigen Punkte dem Gericht rechtzeitig vor der 

mündlichen Verhandlung schriftlich mitgeteilt werden und aufgezeigt wird, inwiefern die aufge-

worfenen Fragen sachdienlich sind (BSG vom 27.11.2007 - B 5a/5 R 60/07 B - SozR 4-1500 

§ 116 Nr 1 RdNr 7 und vom 12.4.2005 - B 2 U 222/04 B - SozR 4-1500 § 62 Nr 4 RdNr 6). Dass 

diese Voraussetzungen gegeben waren und das LSG folglich den Sachverständigen hätte anhö-

ren müssen (vgl BSG vom 3.3.1999 - B 9 VJ 1/98 B), ist der Beschwerdebegründung nicht zu 

entnehmen. 

 

6. Soweit der Kläger die fehlende Verwertbarkeit der Gutachten von Dr. K.      und Dr. H.       gel-

tend macht, ist nicht ersichtlich, dass das Rügerecht noch besteht. Nach § 202 SGG iVm §§ 295 

und 556 ZPO kann die Verletzung einer das Verfahren der Berufungsinstanz betreffenden Vor-

schrift in der Revisionsinstanz und damit auch im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 

nicht mehr gerügt werden, wenn in der auf den Verfahrensmangel folgenden nächsten mündli-

chen Verhandlung, in welcher der betreffende Beteiligte vertreten war, der Mangel nicht gerügt 

worden ist, obgleich er bekannt war oder bekannt sein musste (vgl BSG vom 5.2.2008 - B 2 U 

8/07 R - BSGE 100, 25 = SozR 4-2700 § 200 Nr 1, RdNr 68). Dass der bezeichnete Verfah-

rensmangel in der letzten mündlichen Verhandlung vor dem LSG gerügt worden wäre, ist weder 

dargetan noch zu erkennen. 

 

7. Auf die außerdem geltend gemachte Unrichtigkeit der angegriffenen Entscheidung und der ihr 

zugrunde liegenden Beweiswürdigung kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Re-

vision nicht in zulässiger Weise gestützt werden. 

 

Im Übrigen sieht der Senat von einer weiteren Begründung ab, weil sie nicht geeignet ist, zur 

Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 

Halbs 2 SGG; zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit einer solchen Verfahrensweise vgl 

BVerfG vom 8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). 
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Mit der Ablehnung des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe entfällt auch die Beiord-

nung eines Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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